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Sehr geehrter Herr Lovens-Cronemeyer,

werden, dass Mieterstrommodelle nach 21 Abs. 3 EEG 2017 dort zulässig sein müssen, wo bereits ein
quartiersbezogenes Mieterstrom-Modell nach § 6 KWKG besteht, unabhängig davon, ob dieses von

der Ausdehnung einer Kundenanlage bezeichnete Areal von einer Straße durchschnitten wird oder

nicht. Diese Ansicht wird durch die Behandlung der Frage im Stromsteuerrecht unterstützt.

Dezentrale Versorgung aus Anlagen bis zu 2 MW ist steuerlich privilegiert, wenn der Strom in

räumlichem Zusammenhang zu der Anlage zum Verbrauch entnommen wird. Der räumliche

Zusammenhang wird in § 12b Abs. 5 Stromsteuerdurchführungsverordnung näher bestimmt. Dies

zeigt, dass die steuerliche Vergünstigung im Stromsteuergesetz ebenfalls nicht durch das

Vorhandensein einer querenden Straße ausgeschlossen wird.

vielen Dank für die Ubermittlung des Hinwelsentwurfs zum Mieterstromzuschlag.

Insgesamt wird dieser Auslegungshinwels sicherlich dazu beitragen, die Anwendungsprobleme beim

Mieterstrom zu reduzieren und so zu einer Erhöhung der Rechtssicherheit für alle Beteiligten führen.

Darüber hinaus kann der "unmittelbare räumliche Zusammenhang" auch dadurch vermittelt sein,

dass mehrere Wohngebäude in einem einheitlichen Bebauungszusammenhang stehen, wie dies

gerade bei einheitlich realisierten Bauprqjekten von Wohnungsbaugenossenschaften häufig der Fall

ist. Die Zuwegung zu den einzelnen Gebäuden muss dabei auch für PKW möglich sein, so dass hier

das Vorhandensein von Straßen zwischen den einzelnen Gebäuden keine Abgrenzung nach außen

darstellt, sondern ganz im Gegenteil einen Integralen Bestandteil des Quartiers.

Allerdings Ist es aus Sicht des BMU kritisch zu werten, dass die Clearingstelle zur Konkretisierung des

Tatbestandsmerkmals des "unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs" über den Verweis auf den

Leitfaden der BNetzA zur Eigenversorgung hinaus in Rn. 50 Satz 1 einen einzelnen Umstand

(Straßenverlauf als zwingende Quartiersgrenze) als Grenze für die Anwendung von
Mieterstrommodellen darstellt. Rn. 50 Satz 2 enthält hingegen lediglich die Beschreibung einer

Selbstverständlichkeit (nebeneinanderliegende Gebäude sind mleterstromfählg).

Im Rahmen des Auslegungshinweises kann sicherlich nicht auf sämtliche Ausgestaltungen von

Wohnquartieren eingegangen werden. Dem sollte allerdings - ebenso wie beim Leitfaden der BNetzA
zur Elgenversorgung - durch den zutreffenden Hinweis auf die Vorrangigkeit der Elnzelbeurteilung

(Rn. 51) Rechnung getragen werden. Um dies zu erreichen, sollte die Vorfestlegung in Rn. 50

gestrichen werden.

Vor diesem Hintergrund regen wir an, Rn. 50 zu streichen.

l.

Begründung:

Die Verwendung des Tatbestandsmerkmals des "unmittelbaren räumlichen Zusammenhangs" in § 21

Abs. 3 Nr. 1 EEG 2017 legt es nahe, für die Anwendung dieser Regelung dieselben Grundsätze

heranzuziehen, wie sie auch für §3 Nr. 19 EEG 2017 gelten. Dies bedeutet aber nicht, dass hierfür

allein auf den Leitfaden der BNetzA zur Eigenversorgung verwiesen werden könnte. Denn zum einen

müssen auch bei Anwendung desselben Tatbestandsmerkmals in unterschiedlichen

Anwendungsfeldern die bereichsspezifischen Unterschiede berücksichtigt werden und zum anderen

entwickeln sich die Auslegungsgrundsätze auch durch die Anwendungspraxis und entsprechende

gerichtliche Entscheidungen.

Beste Grüße

Uwe Neuser

Dr. Uwe Neuser
Referat Kl 13 - Rechtsangelegenheiten Kllmaschutz; Emisslonshandel

Bundesmlnlsterlumfür Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Division Kl 13 - Legal Issues Climate Protection; Emissions Trading

Federal Ministryforthe Environment, Nature Conservation and Nuclear Safety

Käthen er Straße 3
10963 Berlin, Germany

Postanschrift: HOSS^Berlin

Tel.: +49-(0)30 18305-3669

Fax: +49-(0)30 18305-3649

Fax an @>: +49-(0)30 18-10-305-3669

e-mail: Uwe.Neuser@)bmu.bund.de<mai!to;Uwe,Neuserig)bmu.bund,de>

Allein das Vorhandensein einer Straße hindert bereits die Anwendung von §3 Nr. 19 EEG 2017 nicht.

Und dies giltumso mehr bei der Anwendung von §21 Abs. 3 Nr. 1 EEG 2017. Denn ausweislich der
Gesetzesbegründung sollten durch die Ausweitung der Mieterstrommodelle zusätzliche

Quartierslösungen einbezogen werden. Dieselbe gesetzgeberische Absicht lag dem Ansatz für

Quartierslösungen in § 6 KWKG zugrunde. Vor diesem Hintergrund kann jedenfalls festgehalten
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